
Aktenzeichen:

9 RV__1350_[58

Verkündet

am 300 August 1960

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers‚

gegen

.; . | . o o o o u - -o o o o c c

Kläger und Revisionsheklagte9

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 30„ August 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° W e i B

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ R u c k e r t und

Bundesrichter Dr„ S c h w a n k h a r t

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter E l w e r t und

Bundessozialrichter W a g e n s c h w a n z

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts'vom25„Juni 1958
wird zurückgewiesen„ '

Der Beklagte hat den Klägern die außergericht—
lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°

_V 0 n R e c h t s w e g e n °
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G r ü n d s

Die Kläger sind die Erben des während des Revisionsver—l

'fahrens verstorbenen Kriegsbeschädigten f:::::lk=zrizzz

1
1

P::z::=3‚Sie haben das unterbrochene Verfahren fortgesetzt„

Der Beschädigte erhielt Rente als Erwerbsunfähiger sowie
“Pflegezulage nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und be—4

zog ab September 1954 Invalidenrenteo Am 27° Mai 1955 be—
.antragte er.Rente aus der Versorgungsenstalt der Deutschen

5 Bundéspost (VAP„); diese wurde mit Bescheid vom 15 Dezem—

ber 1955 in Höhe von monatlich 46‚7O DM rückwirkend ab 1.

- September 1955 bewilligt° Die Nachzahlung dieser Rente er—
_1.gab 1„507,91 DM, wovon 1„140,91 DM als Nachversicherungs—

'—beiträge für die Zeit vom 1° Oktober 1940 bis zum 51„ Ja—
“

nuar 1948 von der VA?° einbehalten wurden° Am 17„ Dezember

1955 meldete der Beschädigte die Einkommenserhöhung dem
Versorgungsamt° Dieses stellte die Ausgleichsrente mit Be—

'*scheid vom 11° Januar 1956 rückwirkend ab 10 Oktober 1953

neu fest° Es ermittelte bei Anrechnung des Einkommens aus

Vder VAP„ auf die Ausgleichsrente vom 1° Oktober 1955 bis

zum 28° Februar 1956 eine Überzahlung von 7999——DM9 für
-die es aus den laufenden Versorgungsbezügen von März 1956

„lan monatlich 30‚—— DM einbehielt° Der Widerspruch des Be—

schädigten blieb ohne Erfolc° Das Sozialgericht (SG„) wies

_die Klage ab. Auf die Berufung des Beschädigten änderte

ldas Landessozialgericht (Lse„) mit Urteil vom25° Juni 1958
«„das Urteil des SG° vom 3° April 1957, den Widerspruchsbe—

scheid vom 29° Juni 1956 und den Bescheid vom 110 Januar

1956 dahin ab, daß der Beschädigte nur Verpflichtet sei9
'die ab 1° Juni 1955 überzahlten Versorgungsbezüge zurück—

zuzahlen„ Im übrigen wies es die Berufung zurück„ Das LSG°

ließ die Revision zu„ Über die rückwirkende Anrechnung der

VAPo—Rente bestehe kein Streit? so daß der Beschädigte

799,—— DM Ausgleichsrente zu Unrecht erhalten habe°
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Zum sonstigen Einkommen im Sinne von 5 53 Abs„ 2 Satz 1

BVG gehöre auch die ab 1° September 1953 rückwirkend be—

willigte Rente aus der VAP„ Die freiwillige Nachversiche—

rung gehe zu Lasten des Beschädigten, weil sich sein Ver—

mögen vermehrt habe° Entgegen dem Urteil des Bundessozial—

gerichts (BSGO) in BSG„ 5 S„ 267 ergebe sich‘aus @ 60

Aber 2 Satz 2 Halbe° 2 BVG nur? wann eine Minderung oder

Entziehung der Ausgleichsrente eintretec Erfolge sie

nicht rechtzeitig‚ so sei die Ausgleichsrente zwar zu Un—

recht gezahlt worden; in welchem Umfangs zu Unrecht ge—

währte Versorgungsbezüge zurückzuerstatten seien9 regle

-aber nicht @ 60 BVG‚ sondern ausschließlich @ 47 Verwal—

tungsverfahrensgesetz (VeerG)° Einen Forderungsübergang

nach @ 71 a BVG habe der Beklagte nicht herbeigeführt„

Diese Vorschrift stehe auch in keinem rechtlichen Zusam—
7menhang mit 5 47 VeerG° Der Rückforderungsanspruch des Be—

klagten finde seine Begrenzung im guten Glauben des Em—

pfängers (Vgl° AN° 1944 Sa II 105 Nrc5555; Urteil des

Bayero LSG—„vom 709„19565 AMBL 1957 s„ B 43)° Die ab 10
September 1955 gewährte Rente der VAPO von 46‚70 DM habe

der Kläger erst am 27„ Mai 1955 beantragt, so daß er erst

von diesem Zeitpunkt an wissen mußte‚ daß ihm die Versor—

gungsbezüge in der bisherigen Höhe nicht mehr zustanden

(@ 47 Abs° 2 VeerG)° Das habe er auch in der mündlichen
Verhandlung eingeräumt° Vorher habe der Kläger noch nicht

gewußt9 ob ihm die Rente aus der VAPL gewährt werden würde°

Da ein Antrag nach dem in der Sozialversicherung gelten—

den Recht saohlich—rechtliche Voraussetzung für den Ren—

tenbezug sei9 habe der‘Beschädigte'vor Antragstellung nicht

wissen müssen? daß ihm die gezahlten Versorgungsbezüge

nicht mehr in der bisherigen Höhe zustanden° Die Voraus—

setzungen des 5 47 Abs° 2 VeerG lägen daher erst ab 19 Ju—
ni 1955 vorc Die bis Ende Mai 1955 zu Unrecht gezahlte Aus—

gleichsrente könne dagegen nicht zurückgefordert und auch

nicht einbehalten werden„ Die Rückforderung sei auch auf
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Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse des heimatvertrie—'

benen und erwerbsunfähigen Klägers nicht vertretbar°

Die Revision des Beklagten rügt7 aas LSG°habe € 47 Abs„ 2
Verwve verletzt? weil es die Voraussetzungen für die Rück—

forderung erst ab 1‚ Juni 1955 als gegebenangesehenhabe°
Nach BSG„ 5 3° 267 richte sich die Bösgläubigkeit nur nach

dem Zeitpunkt der % klang, welche dieiüherzahlung bewirksu
Die Rückforderung sei daher auch für die Zeit vor dem1°

Juni 1955 begründete Die Auffassung des LSG„ führe zu dem

unbilligen Ergebnis9 daß Versorgungsfälle mit gleichem

Sachverhalt verschieden behandelt werden müßten9 je nach—

dem, ob ein Forderungsübergang nach 5 71 3 BVG herbeige—

führt worden sei oder nicht° ‘

Der Beklagte beantragt? das angefochtene Urteil aufzuheben

und die‘Berufung der Kläger gegen das Urteil des SG° Wies—

baden vom 3„ April 1957 als unbegründet zurückzuweisen;

hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LsG° zurückzuverweisen°

Die Kläger beantragen‚ die Revision zurückzuweisen°

Sie schließen sich der Rechtsansicht des Berufungsgerichts

in der Auslegung des © 47 VeerG an°

Die_ Revision des
Beklagten ist

durch Zulassung statthaft9

(@ 162 Abs° 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—); sie

'ist form— und fristgerecht eingelegt, und daherzulässig°

Sachlich ist sie nicht begründete '

Strittig ist nur die Rückforderung der vom
1e0ktober;195öibis

zum
31; Mai 1955 zuviel gezahlten Au3gleichsrente° Über

die Rückforderung der Ausgleichsrente vom 1° Juni 1955 bis

zum 280 Februar 1956 ist bereits rechtskräftig entschieden°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


)

_ 5 _

Durch den Neufeststellungsbescheid vom 11„ Januar 1956 hat

der Beklagte die Ausgleichsrente wegen wesentlicher Ände—

rung der für ihre Feststellung maßgebenden Verhältnisse

teilweise entzogen9 und zwar rückwirkend von dem Zeitpunkt

an, in dem sich.das für die Berechnung der Ausgleichsrente

maßgébende Einkommen durch die von der VAP„ gewährte Rente
erhöht hat° Die Minderung der Ausgleichsrente ab 10 Okto—

ber 1953 war gerechtfertigt, weil die VAP„ dem Beschädig—

ten vom 1° September 1953 an Rente bewilligte und die

Rente sonstiges Einkommen nach 5 35 BVG darstellt (@ 60

Abs° 2 Satz 2, 20 Halbse9 @ 62 Abs° 1 BVG)° Die Neufest—
stellung war dem Beklagten zwingend vorgeschrieben„ Mit

der Neufeststellung der Bezüge hat der Beklagte auch die

Rückforderung der zu Unrecht gezahlten Bezüge verbinden

dürfen (BSG° 11 S„ 46)°
‚«,

;‘„
.

i \ '

Die Rüge der Revision, das LSG° habe bei Anwendung des

5 47 VeerG das Gesetz verletzt, greift nicht durch°
@ 47 VeerG ist auf alle bei seinem Inkrafttreten (1„4„

1955) anhängigen Rückforderungsfälle anzuwenden (BSG° 3

So 2379 6 SO 11, 11 So 46)0 Durch Art. II Nr° 8 des Ersten

Neuordnungsgesetzes vom 27° Juni 1960 (BGBl„ I S° 453)

ist @ 47 VeerG neu gefaßt worden° Diese am 2° Juli 1960

in Kraft getretene Gesetzesänderung ist jedoch nur auf

solche Rückforderungsansprüche anzuwenden? die frühestens

an diesem Tage von der Versorgungsverweltung erhoben wor—

den sind° Auf früher geltend gemachte Rückforderungsan—

sprüche könnte die Novelle nur dann Anwendung finden‚ wenn
ihre rückwirkende Geltung ausdrücklich bestimmt wäre oder

wenn sich die Rückwirkung aus dem Sinn und Zweck der No—

velle ergeben würde„ Beides ist nicht der Fall (vglo Ur—

teile des erkennenden Senats vom 3008c1960 —Azc 9 RV 854/577

9 RV 848/57 —)c ‘

Auf den vorliegenden Fall ist daher 5 47 Absa 2 VeerG ao}?°

anzuwenden° Da die Überzahlung auf einer wesentlichen Ände—
.

_ 6 _.3
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I'_
rung der Verhältnisse (hier Einkommenserhöhung) beruht9

kann danach der zu Unrecht gezahlte Betrag nur zurückge—
fordért werden[, wenn entweder der Empfänger wußte oder

wissen mußte‚ daß ihm die gezahlten Versorgungsbezüge im

’_ Zeitpunkt der Zahlung nicht oder nicht in der bisherigen
‚Höhe zustanden, oder wenn die Rückforderung wegen der wirte

schaftlichen Verhältnisse des Empfängers vertretbar ist°

' Wissenmüssen im Sinne dieser Vorschrift liegt vor9 wenn

die Unkenntnis des Versorgungsberechtigten darauf beruht,

daß er die insoweit rechtserheblichen Umstände
aus Nach—

' lässigkeit oder aus anderen Gründen? die er zu vertreten

hat, nicht oder nicht genügend beachtet hat (BSG‚ 11 S°
47)° Diese.Voraussetzungen sind unter Berücksichtigung der

'r gesamten Umstände des Einzelfalles, der Persönlichkeit

und des Verhaltens des Versorgüngsberechtigten zu beurtei—

len (BSG° 5 S° 269)° Bezüglich des guten Glaubens des Be—
:. schädigten hat das LSG° unangegriffen festgestellt9 daß

‘
dieser erst am Tage der Stellung des Antrags auf VAP„—Ren— '

‘te (270501955) damit gerechnet hat? daß er diese Rente
,_‘erhalten und sich sein Einkommen dadurch erhöhen werde°

Fahrlässiges Nichtwissen hat das LSG; — gleichfalls unan-
"V'-gegriffen — für die vor dem 27„ Mai 1955 liegende Zeit

nicht angenommen. Wegen dieser tatsächlichen Feststellung

des LSG“,9 an die das_Revisionsgericht gemäß 5 163 SGG ge—
bunden ist, kann hier dahingestellt bleiben? ob ein Berech—

tigter in jedem Falle bereits mit der Antragstellung weiß

oder wissen muß? daß sich sein Einkommen infolge der auf

Antrag zu gewährenden Bezüge erhöht und daß sich deshalb

„die Versorgungsrente mindert° Der Senat ist mit dem LSGO

vder Meinung, daß unter dem "Zeitpunkt der Zahlung" im

Sinne des 5 47 Abs„ 2 VeerG nur der Zeitpunkt jeder ein—

zelnen Versorgungszahlung verstanden werden kann? die in—

folge veränderter Verhältnisse zu Unrecht geleistet wurde°

_7..
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An der abweichenden Rechtsauffassung im Urteil vom 310 Ju—

‘
li 1957 (BSG° 5 So 267) hält der senat? wie bereits in sei—
nem-Urteil vom18„ Dezember1958(Bse„9 so 481357zumAus—
druck gekommenist, nicht fest„ Nicht in jedemFalle be—
steht die Änderung der Verhältnisse? die zur Überzahlung
führt} in einer Zahlung an den Versorgungsempi’änger° In

solchen Fällen könnte nach der früheren Auslegung des 5 47
VeerG ein Zeitpunkt für den Eintritt der Bösgläubigkeit
überhaupt nicht ermittelt werden° Es muß daher einheitlich

[vom Zeitpunkt der in jedem Falle feststellbaren Zahlung des
‘einzelnen Versorgungsbezuges ausgegangen werden° Im übrigen

stellt auch 5 47 Abs° 3 Nr„1VeerG aoF° mit der Formulie—

rung "beim Empfang der Bezüge" eindeutig auf diesen Zeit—
'punkt ab und es ist nicht einzusehen‚ weshalb die Worte

'Üim Zeitpunkt der Zahlung" in Abs° 2 a°aooo andere Bedeutung

haben sollten° ‘.
T“ ‘

‘Der Versorgungsberechtigte ist daher nur dann bösgläubig9

Wenn er beim Empfang der jeweiligen Monatsrate seiner Ver—
sorgungsbezüge wußte oder wenigstens wissen mußte9 daß ihm

.
dieser Bezug nicht mehr oder nicht mehr in dieser Höhe zu—
stand° Diese Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis hatte

—der Beschädigte vor dem 27° Mai 1955 nicht° Steht aber der

gute Glaube des Versorgungsberechtigten für die Zeit vor

dem 27a Mai 1955 fest, so ist eine_Rückforderung der bis zu
diesem Zeitpunkt erhaltenen Bezüge nur noch zulässig? wenn

“sie wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers

vertretbar ist (© 47 Abs° 2 letzter Halbsatz VeerG n°F„)e

üaDes-Lseohat auchverneint‚ daßdie Rückforderungfür die
„Zeit vor dem To Juni 1955 wegen der wirtschaftlichen Ver—

hältnisse des Beschädigten vertretbar sei° Die insoweit
vom LSG° getroffenen‚ von der Revision gleichfalls nicht

angegriffenen tatsächlichen Feststellungen über die Person
des Beschädigteh (heimatwartrieben9 erwerbsunfähig‚ schwer

lungenkrank) rechtfertigen die Schlußfolgerung des Urteilso

;
; 8 ___,
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'Der von dem Beklagten geltend gemachte Rückforderungsan—

spruch ist somit nach keiner der in 5 47 Abs° 2 VeerG a.F°
1aufgezählten Voraussetzungen begründet° Das LSG„ hat 5 47

VeerG ohne Rechtsirrtum ausgelegt und auf die Streitsache

zutreffendangewandt° Die Revision des Beklagten war daher

als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidungberuht auf 5 193 see° Ä
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